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Meldung des Genossen Schenk aus Erfurt, 1.10 Uhr 

1. Keine abschließende Übereinstimmung wurde zur Auslagerung 

der Unterlagen aus dem Bezirksamt in die Untersuchungshaft-
-anstalt erreicht. 

Klarheit besteht, daß die Dokumente aus den Kreisämtern, den 

Außenstellen in Erfurt und aus den versiegelten Räumen im 

Bezirksamt (außer Archiv) vollständig in die Untersuchungs­

haftanstalt umgelagert werden. Zur Umlagerung wurden in 

Abstimmung mit der BDVP die Transporte für den 7. und 8. 12.89 

organisiert. Die Räume in der Untersuchungshaftanstalt werden 

vom Staatsanwalt versiegelt und durch VP-Wachen gemeinsam mit 

Vertretern der Basisgruppen bewacht. Überein2timmung zwiscr.en 

allen Beteiligten besteht darüber, daß die Geheimhaltung und 

der Schutz der Dokumente unbedinst gewährleistet sein müssen. 

2. Die Lagepläne und Objektlisten des Bezirksamtes wurden dem 

Militärstaatsanwalt entsprechend der Forderungen der Basis­

gruppen übergeben. Durch ausgewählte Bürgervertreter erfolgte 

eine Einsichtnahme in diese Dokumente. 

3. Vorschläge des Bürgerkomitees: 

- Die Arbeitsfähigkeit des Amtes für Nationale Sicherheit 

muß gewährleistet bleiben . 

- Über den Verbleib der Unterlagen, die Probleme der äußeren 

Sicherheit der DDR beinhalten und die für die Arbeits­

fähigkeit des Amtes erforderlich sind, soll durch einen 

beauftragten Aus5cr.uß der Volkskammer oder der Regierung 

noch in dieser Woche die Entscheidun g getroffen werden. 

- Die Offenlegung der Fonds des ANS, insbesondere die finan­

ziellen Mittel, soll in der Volkskammer erfolgen. Von 

der Forderung zur sofortigen Offenlegung der Mittel und 

des Verdienstes der Mitarbeiter wurde Abstand genommen. 


